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lismus verwirklichten Volkssouveränität. In seinen Formen 
ist das Verfahren sehr mannigfaltig.

Es zeugt von der Einheit und Geschlossenheit aller Werk
tätigen unter der Führung der marxistisch-leninistischen 
Partei der Arbeiterklasse, daß den Wahlen nicht nur ein ge
meinsames Wahlprogramm, sondern auch eine gemeinsame 
Kandidatenliste zugrunde liegt. In der UdSSR sind alle Kan
didaten für die Deputiertenfunktion Vertreter des einheit
lichen Blocks der Kommunisten und Parteilosen. In anderen 
sozialistischen Ländern sind die gesellschaftlichen Massen
bewegungen wie Nationale Front, Patriotische Front usw. 
Träger der Wahlbewegung mit einer gemeinsamen Kandi
datenliste.

Das Recht, Kandidaten vorzuschlagen bzw. aufzustellen, 
haben nach den Verfassungen und den Wahlgesetzen sowohl 
die politischen Parteien als auch gesellschaftliche Organisa
tionen und Vereinigungen der Werktätigen. Dabei ist die 
Tendenz festzustellen, daß in diesem Prozeß immer mehr 
die Wähler unmittelbar beteiligt sind. In der UdSSR haben 
u. a. die Arbeitskollektive und die Versammlungen von 
Armeeangehörigen in den Truppenteilen das Recht, Kandi
daten für die Wahl zu Deputierten aüfzustellen (Art. 100 
Abs. 1 Verf.). Diqse Kollektive nehmen ihr Vorschlagsrecht 
nach Beratung der Vollversammlung durch Entscheidung mit 
Stimmenmehrheit wahr. In der Ungarischen VR können auf 
den Nominierungsversammlungen Vorschläge für eine Kan
didatenaufstellung von den Organen der Patriotischen Volks
front, den politischen, gesellschaftlichen und Interessenver
tretungsorganen, den Vertretern der Arbeitskollektive sowie 
von jedem wahlberechtigten Bürger eingebracht werden (§ 37 
Abs. 2 Wahlgesetz). In einem Wahlkreis werden diejenigen 
Bürger Kandidaten für die Volksvertretung, die ein Drittel 
der Stimmen der anwesenden wahlberechtigten Bürger er
halten haben (§ 9 Abs. 1 Wahlgesetz).

Die Aufstellung der Kandidaten erfolgt öffentlich, auf 
Versammlungen der Werktätigen am Arbeite- oder Wohnort, 
auf Versammlungen der Parteiorganisationen und gesell
schaftlichen Organisationen an der Basis. Die vorgeschlagenen 
Kandidaten werden umfassend auf ihre Geeignetheit für die 
verantwortliche Funktion eines Abgeordneten geprüft. Es ist 
ein Grundzug sozialistischer Wahlen, daß in WählerverSamm
lungen, auf Foren und anderen Veranstaltungen, in der 
Presse, im Fernsehen und Rundfunk usw. die politischen, 
fachlichen und persönlichen Eigenschaften und Fähigkeiten 
der Kandidaten sowie ihr Engagement zur Verwirklichung 
des Wahlprogramms frei und allseitig erörtert werden. Eine 
Besonderheit bei der Nominierung von Kandidaten für die 
Abgeordnetensitze des Sejm sieht in der VR Polen das Ge
setz vom 29. Mai 1985 über die Ordnung für die Wahlen zum 
Sejm vor: Nach Art. 42 entscheiden über die Aufnahme der 
von den gesellschaftlichen Organisationen vorgeschlagenen 
Kandidaten in die Wahlliste eigens dafür gebildete Organe, 
die sog. Wahlkonvente.15

In bezug auf das Verhältnis zwischen der Anzahl der 
aufgestellten Kandidaten und der Anzahl der Mandate in 
den zu wählenden Volksvertretungen haben sich in den so
zialistischen Ländern verschiedene Formen herausgebildet. 
In der UdSSR z. B., wo in vielen Wahlkreisen mehrere Kan
didaten für ein Deputfertenmandat vorgeschlagen werden, 
bestimmen die Wähler in dem Stadium, da über die Kan
didaten beraten wird, wer von den Vorgeschlagenen der 
Würdigste (im Sinne der politischen Aktivität, der Verdienste 
in der Arbeit, der sittlichen Eigenschaften) ist und auf die 
Kandidatenliste gesetzt wird. Die KPdSU „wird auch künftig
hin dafür Sorge tragen, daß die Würdigsten, Menschen, die 
fähig sind, die staatlichen Angelegenheiten niveauvoll wahr
zunehmen, zu den Deputierten gewählt werden, daß sich die 
Zusammensetzung der Sowjets systematisch erneuert".16 17 Ge
genwärtig ist in der UdSSR und in einigen anderen sozia
listischen Ländern (z. B. VR Bulgarien, CSSR, Mongolische 
VR) die Zahl der Kandidaten faktisch gleich der Zahl der 
Abgeordnetensitze in den Volksvertretungen. Die Aufgabe 
des Wahlprozesses besteht hier nicht darin, daß die Bürger 
sich am Wahltag bei der Stimmabgabe für einen der zwei, 
drei oder mehr Kandidaten entscheiden, sondern vielmehr 
darin, daß in der Wahlvorbereitung aus der Bevölkerung des 
jeweiligen Wahlkreises der Würdigste zur Wahl gestellt 
wird.1?

In anderen sozialistischen Ländern (z. B. Ungarische VR, 
SR Vietnam, VR Polen, SR Rumänien) wird eine größere 
Anzahl von Kandidaten nominiert und zur Wahl gestellt, als 
Mandate zu besetzen sind. In diesem Fall entscheiden die 
Wähler erst am-Wahltag zwischen zwei oder mehr Kandi
daten, die einzeln (z. B. Ungarische VR, SR Rumänien) oder 
in einer Liste (z. B. VR Polen) kandidieren. So ist z. B. in der 
Ungarischen VR vorgesehen, daß in jedem Wahlkreis für

jeden Abgeordnetensitz mindestens zwei Kandidaten zu no
minieren sind (§ 8 Abs. 1 Wahlgesetz); diejenigen Kandida
ten, die in ihrem Wahlkreis neben den gewählten Abgeord
neten wenigstens ein Viertel aller gültigen Stimmen erhalten 
haben, werden Nachfolgekandidaten. In der SR Rumänien 
wurden bei den Wahlen für die Große Nationalversamm
lung im März 1985 für mehr als 50 Prozent der Abgeordne
tensitze je zwei oder drei Kandidaten vorgeschlagen; in bezug 
auf die Volksräte wurden für rund 80 Prozent der Abgeord
netensitze je zwei oder drei Kandidaten vorgeschlagen.18 Bei 
den Wahlen in der DDR werden in jedem Wahlkreis eben
falls mehr Kandidaten aufgestellt, als Abgeordnetenmandate 
zu besetzen sind. So wurden bei den Wahlen am 8. Juni 1986 
für die 500 Abgeordnetenmandate der Volkskammer 703 Kan
didaten sowie für insgesamt 3 235 Mandate der Stadtverord
netenversammlung von Berlin und der Bezirkstage 4 303 Kan
didaten nominiert.

In diesem Zusammenhang ist auf eine Besonderheit des 
ungarischen Wahlsystems hinzuweisen. Während die weitaus 
meisten Abgeordneten der Staatsversammlung nach Wahl
kreisen (in jedem Wahlkreis ein Mandat) gewählt werden, 
wird für etwa 10 Prozent ein anderes Wahlverfahren durch
geführt: über sie wird auf der Grundlage einer Landeswahl
liste im ganzen Land abgestimmt (§ 4 Abs. 1 Wahlgesetz). 
Der Grundgedanke dafür ist, Funktionäre mit überregio
nalen Aufgaben nicht in einem bestimmten Wahlkreis, son
dern im gesamten Land zur Wahl zu stellen. In ähnlicher 
Weise sieht in der VR Polen das Gesetz vom 29. Mai 1985 
über die Ordnung für die Wahlen zum Sejm die Einführung 
einer Landesliste vor; über sie werden bis zu höchstens 
15 Prozent der Sejm-Abgeordneten gewählt.19

Auszählung der Wählerstimmen
In allen sozialistischen Ländern gilt das Prinzip der absolu
ten Stimmenmehrheit. Es bedeutet, daß derjenige Abgeord
netenkandidat gewählt ist, der bei den Wahlen mehr als die 
Hälfte aller im'Wahlkreis abgegebenen gültigen Stimmen 
erhalten hat, in der VR Bulgarien, SR Rumänien und Kuba 
aller im Wahlkreis abgegebenen Stimmen.

Die Auszählung der Wählerstimmen erfolgt im Wahl
lokal durch die Wahlbezirkskommission (WahlVorstand), wo
bei der Richtigkeit der Stimmenauszählung größte Aufmerk
samkeit gewidmet wird. Demgemäß unterliegt auch dieses 
Stadium der Wahlen der Kontrolle durch die gesellschaft
liche Öffentlichkeit. Vertreter von politischen Parteien, ge
sellschaftlichen Organisationen und Arbeitskollektiven, Ver
treter von Presse, Funk und Fernsehen, überhaupt alle Bür
ger sind berechtigt, der Stimmenauszählung beizuwohnen.

Wenn in den Ländern, in denen Wahlkreise mit nur einem 
Mandat bestehen, keiner der aufgestellten Kandidaten die 
absolute Mehrheit der Stimmen erreicht, werden Nach- bzw. 
Wiederholungswahlen anberaumt (vgl. z. B. § 69 Wahlgesetz 
der Ungarischen VR, Art. 87 Wahlgesetz der SR Rumänien).

Die Möglichkeit der Abberufung von Abgeordneten

In allen sozialistischen Ländern haben die Wähler jederzeit 
auch die Möglichkeit, einen Abgeordneten, der seinen mit

Fortsetzung auf S. 376

15 Die Wahlkohvente erfüllen spezifische Funktionen; sie ersetzen 
die traditionellen Wahlkommlssionen nicht, sondern sind mit 
eigenständigen Aufgaben zusätzlich tätig. -Nach Art. 42 des Wahl
gesetzes bestehen ein Gesamtpolnischer Wahlkonvent und Woje
wodschaftswahlkonvente. Sie setzen sich aus Vertretern der Pa
triotischen Bewegung der Nationalen Wiedergeburt (PRON) so
wie der PVAP, der Vereinigten Bauernpartei, der Demokratischen 
Partei, der Vereinigung „PAX“, der Christlich-sozialen Gesellschaft 
und des Polnischen Katholisch-sozialen Verbandes zusammen.

16 M. S. Gorbatschow, Politischer Bericht des Zentralkomitees der 
KPdSU an den ХХѴП. Parteitag der KPdSU, Berlin 1986, S. 82. - 
In der Entschließung des ХХѴП. Parteitages zum Bericht des Zen
tralkomitees heißt es dazu, daß es der Parteitag für richtig und 
zeitgemäß hält, die Frage der „Vervollkommnung der Wahlpraxis“ 
aufzuwerfen (vgl. XXVII. Parteitag der KPdSU, Dokumente, Mos
kau 1986, S. 147).

17 Vgl. dazu vor allem G. Schachnasarow, „Potenzen des Sozialis
mus: Politisches System“, Sozialismus: Theorie und Praxis 1984, 
Heft 8, S. 26.

18 So wurden z. B. für die Wahlen von Abgeordneten ln die Große 
Nationalversammlung ln den 369 Wahlkreisen 594 Kandidaturen 
aufgestellt, davon ln 145 Wahlkreisen je zwei Kandidaturen und 
ln 40 Wahlkreisen je drei Kandidaturen (vgl. Kommunique der 
Zentralen Wahlkommission über das Ergebnis der Wahlen von 
Abgeordneten ln die Große Nationalversammlung der SR Rumä
nien, Neuer Weg [Bukarest] vom 20. März 1985, S. 1).

19 Bel den Wahlen ln der Ungarischen VR lm Juni 1985 wurden für 
die 387 Abgeordnetensitze 35 Abgeordnete über die Landes liste 
gewählt (vgl. Budapester Rundschau vom 17. Juni 1985, S. 1). Bel 
den lm Oktober 1985 durchgeführten Wahlen zum Sejm der VR 
Polen wurden für die 460 Abgeordnetensitze 50 Abgeordnete über 
die Landesliste gewählt (vgl. ND vom 16. Oktober 1985, S. 7).


